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Liebe Freundinnen und Freunde des Friedens,

in der Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu den diesjährigen Ostermärschen heißt es:
„Wir verurteilen alle Regierungen, die Unterdrückung, Gewalt und Folter als Mittel der Politik und Instrumente zur Sicherung ihrer Macht einsetzen.

Es ist unerträglich, mit welcher Leichtfertigkeit in vielen Medien und von vielen in der Politik wahllos nach immer mehr Waffen für die Ukraine gerufen wird. Und es ist unerträglich, dass Menschen, die ausgewogener argumentieren, sich dafür auch noch rechtfertigen müssen und Anfeindungen ausgesetzt werden.

Wir fordern alle demokratischen Parteien auf, die öffentliche Debatte über mehr und immer neue Waffen endlich zu beenden und die Suche nach diplomatischen Lösungen zu verstärken“. Soweit die Erklärung des DGB.

Als Rechtfertigung für Waffenlieferungen wird u.a. behauptet, dass Waffen Leben retten. Wer aber so argumentiert, meint nicht das Leben aller. Wir aber unterscheiden jedoch nicht zwischen Menschen mit ukrainischem Pass oder Menschen mit russischem Pass. Für uns sind alle Menschenleben sind gleich wichtig! 
Jeder Tote ist einer zu viel!
Mehr Waffen machen die Welt nicht besser und sicherer. Wir sagen deshalb „NEIN“ zur massiven Aufrüstung der Bundeswehr: Kein sog. Sonderver-mögen in Höhe von 100 Mrd. Euro und vor allem keine dauerhafte Erhöhung der Rüstungsausgaben auf 2 % des BIP. Allein die Umsetzung dieses 2% Zieles würde derzeit eine Aufstockung des Etats um 20 Mrd. Euro jährlich bedeuten. Zum Vergleich: Mit nur 10 Mrd. Euro, also die Hälfte davon, könnte bspw. das 9 Euro Ticket für ein ganzes Jahr finanziert werden. 

Wir sehen auch wieder, dass Kriege die Verhältnisse noch ungerechter machen als sie ohnehin schon sind. Im letzten Jahr haben knapp 100 Lebensmittel- und Energiekonzerne den Gewinn mehr als verdoppelt. 
257 Milliarden US-Dollar flossen direkt in die Taschen von Aktionären. Gleichzeitig sind die Reallöhne um 4,4% gesunken, so stark wie nie zuvor. Millionen wissen nicht mehr, woher sie genügend Geld für Energie und Lebensmittel herbekommen sollen.
Jetzt muss es darum gehen, die Eskalationsspirale zu durchbrechen. 
Vorgestern erschien in beiden Hannoveraner Tageszeitungen der Aufruf: „Frieden schaffen“. Dieser Aufruf wurde besonders von vielen Hannoveraner Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern unterzeichnet. 

Ich möchte daraus zitieren:
…Jeder weitere Tag Krieg bedeutet für die betroffenen Menschen mehr Leid und Zerstörung, mehr Verwundete und Tote. Mit jedem Tag wächst die Gefahr der Ausweitung der Kampfhandlungen. Der Schatten eines Atomkrieges liegt über Europa. …Das Wichtigste ist, alles für einen schnellen Waffenstillstand zu tun… Die Vereinten Nationen haben mit dem Konzept der gemeinsamen Sicherheit den Weg in eine friedliche Welt aufgezeigt. Es hat seine Wurzeln in der deutschen Friedens- und Entspannungspolitik. .. Frieden kann nur auf der Grundlage des Völkerrechts und auch nur mit Russland geschaffen werden… Wir ermutigen den Bundeskanzler, zusammen mit Frankreich insbesondere Brasilien, China, Indien und Indonesien für eine Vermittlung zu gewinnen, um schnell einen Waffenstillstand zu erreichen. Das wäre ein notwendiger Schritt, um das Töten zu beenden und Friedensmöglichkeiten auszuloten. Nur dann kann der Weg zu einer gemeinsamen Sicherheitsordnung in Europa geebnet werden. 
Soweit aus dem Aufruf.

Auch Jürgen Habermas warnt davor, dass die Perspektive eines Sieges um jeden Preis eine Dynamik entwickeln kann, die in einem dritten Weltkrieg mündet.

Diesen „Point of no return“ müssen wir verhindern. Den dritten Weltkrieg verhindern!

In Anlehnung an Willy Brandt kann es jetzt nur noch um eines gehen: „Mehr Diplomatie wagen“

 Vielen Dank

